
schwerde eingelegt und beantragt, unter Abänderung 
des angefochtenen Beschlusses die außergerichtlichen 
Kosten zu teilen.
Die sofortige Beschwerde ist nicht begründet.

Aus den G r ü n d e n :
Das Kreisgericht hat zutreffend über die Kosten des 
durch Klagerücknahme beendeten Ehescheidungsver­
fahrens gemäß § 42 Abs. 2 FVerfO durch Beschluß ent­
schieden und richtig ausgeführt, daß § 271 Abs. 3 
Sätze 2 bis 4 ZPO in Ehesachen nicht mehr anwendbar 
ist (§ 1 FVerfO).
§ 42 Abs. 2 Satz 3 FVerfO in Verbindung mit Abs. 1 
dieser Rechtsvorschrift ermöglicht es dem Gericht, bei 
einer Klagerücknahme davon abzusehen, die Kosten 
des Rechtsstreits dem Kläger aufzuerlegen. Es kann 
durch begründeten Beschluß unter Würdigung der im 
Verfahren getroffenen Feststellungen zu den Ursachen 
der eingetretenen Ehestörung und zu den sonstigen 
Verhältnissen der Parteien eine andere Kostenentschei­
dung treffen. Eine solche andere Kostenregelung, durch 
die dem Verklagten sämtliche oder ein Teil der Kosten 
auferlegt werden, sollte regelmäßig dann erfolgen, 
wenn die Erhebung der Ehescheidungsklage wegen 
eines ehestörenden Verhaltens des Verklagten gerecht­
fertigt war und seine wirtschaftlichen Verhältnisse eine 
derartige Entscheidung zulassen.
Die Kostenentscheidung gemäß § 42 Abs. 2 FVerfO ist 
von Amts wegen unverzüglich nach Klagerücknahme 
zu treffen (vgl. dazu L a t k a / T h o m s ,  „Kostenent­
scheidung und Gebührenberechnung in Familiensa­
chen“, NJ 1967 S. 250 f.). Daraus ergibt sich, daß einer 

.Kostenentscheidung nach § 42 Abs. 2 Satz 3, Abs. 1 
FVerfO nur solche Feststellungen zugrunde gelegt 
werden können, die in dem durch Klagerücknahme 
beendeten Eheverfahren getroffen wurden. Feststellun­
gen in einem späteren Verfahren dürfen dabei keine 
Berücksichtigung finden.
Das Kreisgericht hatte in dem ersten Ehescheidungs­
verfahren den Sachverhalt bezüglich des Verlaufs der 
Ehe bereits vollständig und umfassend aufgeklärt. 
Durch Zeugenaussagen war bewiesen, daß der Ver­
klagte oft und übermäßig dem Alkohol zusprach und 
dann leicht reizbar, jähzornig und unbeherrscht war. 
Es kam deshalb zwischen den Parteien häufig zu Aus­
einandersetzungen. Das Kreisgericht ist zutreffend da­
von ausgegangen, daß der Verklagte durch sein Ver­
halten, insbesondere durch seinen übermäßigen Alko­
holgenuß, fast ausschließlich die Ursachen für die da­
mals eingetretene Ehezerrüttung gesetzt hat. Das auf 
Ehescheidung lautende, später durch die Klagerück­
nahme gemäß § 271 Abs. 3 Satz 1 ZPO in Verbindung 
mit § 1 FVerfO wieder gegenstandslos gewordene 
kreisgerichtliche Urteil vom 4. Juli 1969 war somit ge­
rechtfertigt.
Die Kostenentscheidung in diesem Verfahren, die ent­
gegen den angeführten Grundsätzen erst sechs Monate 
nach der Klagerücknahme erging, durfte sich nur auf 
die darin getroffenen Feststellungen stützen. Es war 
verfehlt, Umstände zu berücksichtigen, die sich aus 
dem zweiten Ehescheidungsverfahren ergeben haben. 
Unter Beachtung der bereits erwähnten Feststellungen 
im ersten Verfahren und der damaligen wirtschaftli­
chen Verhältnisse der Parteien — der Verklagte hatte 
ein durchschnittliches monatliches Arbeitseinkommen 
von etwa 473 M und die Klägerin ein solches von etwa 
432 M — ist der Verklagte durch die kreisgerichtliche 
Kostenentscheidung keinesfalls beschwert. Nach Auffas­
sung des Senats wäre es sogar gerechtfertigt gewesen, 
ihm einen höheren Anteil der Verfahrenskosten aufzu­
erlegen.
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